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Mit einer Motion wollen 
zwei Grossräte die Dienst
pflicht und die Feuerwehr
ersatzabgabe abschaffen. 
Ein Engagement in der 
Feuerwehr dürfe nicht von 
finanziellen Aspekten 
abhängen.

Jean-Michel Wirtz

FREIBURG  Der See- und der 
Sensebezirk haben es bereits 
vorgemacht, nun sollen auch 
alle anderen Bezirke folgen: 
Die Rede ist von der Abschaf-
fung der Feuerwehrersatzab-
gabe. Die FDP-Grossräte Savio 
Michellod (Granges) und 
 Sébastien Dorthe (Villars-sur-
Glâne) fordern in einer Motion, 
dass der Staatsrat die Dienst-

pflicht und die Ersatzabgabe 
aus dem Gesetz über die Brand-
bekämpfung und die Hilfeleis-
tungen streicht.

In ihren Ausführungen grei-
fen die beiden Grossräte Argu-
mente auf, die bereits im ver-
gangenen Jahr im See- und im 
Sensebezirk zur Sprache ka-
men, als dort über die Zukunft 
der Ersatzabgabe diskutiert 

worden war. «Die Höhe der Ab-
gabe berücksichtigt nicht das 
Einkommen der Personen», 
schreiben die Grossräte. «Dies 
ist ungerecht, da der Brand-
schutz allen Bewohnerinnen 
und Bewohnern des Kantons 
zugute kommt.»

Engagement von Herzen
Dass die Ersatzabgabe für 

ein Engagement in der Feuer-
wehr motiviert, glauben Savio 
Michellod und Sébastien 
 Dorthe nicht. «Die Erfahrung 
zeigt, dass eine Funktion in der 
Feuerwehr Motivation, Über-
zeugung und Lust auf ein En-
gagement für die Gemein-
schaft benötigt.» Ein solches 
Engagement müsse von Her-
zen kommen und könne nicht 
von finanziellen Aspekten oder 

einer Dienstpflicht abhängen. 
Zudem sei die Zahl der Dienst-
pflichtigen höher als der tat-
sächliche Bedarf an Feuer-
wehrfrauen und -männern.

Die heftigen Reaktionen in 
einigen Gemeinden wegen der 
Höhe der Abgabe und wegen 
der Unmöglichkeit für die Ge-
meindelegislativen, diese zu 
ändern, ist für die Grossräte 
ein weiteres Argument zu-
gunsten einer Abschaffung. 
Damit nehmen Savio  Michellod 
und Sébastien Dorthe Bezug 
auf die Diskussionen im Saane-
bezirk. Dort mussten nämlich 
Gemeinden, die bisher keine 
Ersatzabgabe kannten, eine 
solche einführen.

Der Staatsrat hat nun fünf 
Monate Zeit, um auf die Motion 
zu antworten.

FDP-Grossräte verlangen das Ende  
der Feuerwehrersatzabgabe

Anlässlich der Pfarrei
versammlung der Pfarrei 
St. Martin, Tafers, haben 
sich rund 50 Pfarrei
bürgerinnen und Pfarrei
bürger davon überzeugt, 
dass die Finanzen solide 
abgestützt sind. 
TAFERS Auf die neue Legislatur 
(2023–28) hin hatte Yolande 
Spicher – seit 15 Jahren im Pfar-
reirat – ihren Rücktritt erklärt. 
Der neue Pfarreirat setzt sich 
wie folgt zusammen: Hans 
 Jungo, Corinne Fasel-Clément, 
Anton Meuwly, Daniel Schaller 
(alle bisher) und Marianne 
Zbinden-Strassmann (neu). Mit 
dem Anschluss der Pfarreilie-
genschaften an den Wärmever-
bund nimmt die Pfarrei ihre 
Verantwortung für die Umwelt 
und zukünftige Generationen 

wahr, obschon das Projekt eine 
grosse finanzielle Belastung 
darstellte, wie die Pfarrei 
 mitteilt.

Die Versammlung sprach 
sich ferner einstimmig für die 
geplante Renovation der Ka-
pellen St. Michael und St. Ja-
kob für insgesamt 170 000 
Franken aus. Zusammen mit 
der in den letzten Jahren reno-
vierten Pfarrkirche bietet die 
Pfarrei Tafers dann ein rund-
um gepflegtes Ensemble. 

In den Berichten der Seel-
sorge wurden die immens 
grosse Arbeit der Angestell-
ten, Ehrenamtlichen und das 
Interesse der Pfarreibevöl- 
kerung gelobt und hervorge-
hoben. Eine Vertreterin der 
Gemeinde Tafers gab schliess-
lich noch einige Erklärungen 
zur geplanten Aufbahrungs-
halle.  im 

Die Pfarrei Tafers  
ist gut unterwegs

Ein Jahr, nachdem das 
Medienpaket an der Urne 
scheiterte, will die Stände
ratskommission Teile  
der Reform neu aufgleisen. 
Zwei Freiburger Bundes 
parlamentarierinnen 
haben dabei massgeblich  
mitgewirkt.

Frank Oliver Salzgeber

FREIBURG Am 14. Februar 2022 
lehnte das Schweizer Stimm-
volk das Massnahmenpaket 
des Bundes für die Medien ab. 
Die Freiburgerinnen und Frei-
burger dagegen votierten mit 
mehr als 57 Prozent für eine 
Unterstützung des Medienpa-
kets. Schon kurz nach der Ab-
stimmung lancierten die bei-
den Freiburger Mitte-Politike-
rinnen Christine Bulliard-Mar-
bach und Isabelle Chassot je-
weils eine parlamentarische 
Initiative, um die Medien zu 
fördern. Nationalrätin Bulli-
ard-Marbach will für eine un-
abhängige Presse die Beiträge 
zur indirekten Förderung an-
passen. Ständerätin Chassot 
setzt sich ein für Fördermass-
nahmen zugunsten der elekt-
ronischen Medien. Daneben 
reichte auch der Neuenburger 
Ständerat Philippe Bauer (FDP) 
eine parlamentarische Initiati-
ve über die Verteilung der Ra-
dio- und Fernsehabgaben ein. 
Nun hat die Kommission für 
Verkehr und Fernmeldewesen 
des Ständerats (KVF-S) den 
parlamentarischen Initiativen 
Folge geleistet.

Vielfältige Presse garantieren
Nationalrätin Christine 

Bulliard- Marbach sagte auf 
Anfrage der FN: «Wir wollen 
eine vielfältige und unabhän-
gige Presse garantieren. Eine 
solche ist von grösster Bedeu-
tung für das Funktionieren 
einer Demokratie.»

In ihrer parlamentarischen 
Initiative fordert sie, die indi-
rekte Presseförderung für Zei-
tungen und Zeitschriften um 
jährlich 15 Millionen Franken 
zu erhöhen. Dies soll die er-
mässigte Zustellung während 
einer Übergangsfrist von sie-
ben Jahren garantieren. 
Gleichzeitig und ebenfalls für 
einen befristeten Zeitraum 

soll der Beitrag an die ermäs-
sigte Zustellung von Mitglied-
schafts- und Stiftungspresse 
um jährlich 10 Millionen Fran-
ken erhöht werden. Zusätzlich 
soll neu ein Beitrag in der Hö-
he von 30 Millionen Franken 
an die Frühzustellung wäh-
rend der Woche eingeführt 
werden.

Die Vorschläge greifen Ele-
mente des 2022 abgelehnten 
Medienpakets wieder auf. Die-
ses Mal sollen aber nur noch 
die «kleinen Medienunterneh-
men» unterstützt werden, wie 
Bulliard-Marbach gegenüber 
der «Freiburger Nachrichten» 
betonte: «Unterstützung erhal-
ten nur Zeitungen mit einer 
Auflage von maximal 40 000 
Exemplaren.»

Chassot will Ausbildung fördern
Einstimmig unterstützte 

die KVF-S den Vorstoss von 
Ständerat Philippe Bauer 
(FDP), dass die SRG künftig 
weniger Geld aus dem Topf 

der Radio- und Fernsehabga-
ben erhalten. In Zukunft sol-
len sechs bis acht Prozent da-
von für regionale Radio- und 
Fernsehsender reserviert wer-
den. Insbesondere in Randge-
bieten soll so die Medienviel-
falt auf bestmögliche Art ge-
währleistet werden.

Die KVF-S will aber noch 
weitere Fördermassnahmen 
zugunsten der elektronischen 
Medien unterstützen, wie die 
parlamentarische Initiative 
von Isabelle Chassot. Die 
Ständerätin schlägt vor, dass 
der Bund dauerhaft praxis- 
nahe Aus- und Weiterbildun-
gen für Medienmitarbeitende 
unterstützt, beispielsweise an 
der Journalistenschule MAZ 
in Luzern. Auch die Unterstüt-
zung von Nachrichtenagentu-
ren wie Keystone-SDA soll 
eine neue gesetzliche Basis er-
halten. Finanziell entschädigt 
werden audiovisuelle Inhalte 
von nationaler Bedeutung, die 
ein gleichwertiges Angebot in 

Deutsch, Französisch und Ita-
lienisch garantieren. Die För-
dermassnahmen dürfen ma-
ximal 80 Prozent der Kosten 
decken.

Signal für regionale Presse
Im Gegensatz zu den beiden 

anderen Vorstössen hat die 
parlamentarische Initiative 
von Bulliard-Marbach auch 
schon die zuständige Kom-
mission im Nationalrat über-
zeugt. «Das ist ein schönes Sig-
nal für die regionale Presse», 
sagte Bulliard-Marbach und 
unterstrich nochmals, wie 
wichtig es ist, dass es in Zu-
kunft auch weiterhin regiona-
le Medien geben wird: «Google 
wird nie über regionale Ereig-
nisse wie beispielsweise das 
kommende Feldschiessen im 
Juni in Ueberstorf berichten.» 
Die Mitte-Nationalrätin hofft, 
dass der Nationalrat schon in 
der Sommersession über ihre 
parlamentarische Initiative 
befinden wird.

Teile der Presseförderung werden neu lanciert. Diese beschränken sich aber auf kleinere Titel mit einer Auflage bis 40 000.  Archivbild Chloé Lambert

Ein neuer Anlauf aus Freiburg  
für mehr Medienunterstützung

Coiffeurpreis geht  
in den Sensebezirk
DÜSSELDORF/BÖSINGEN  
Marc und Jan Riedo bilden die 
dritte und vierte Generation 
der Coiffeurfamilie aus dem 
Sensebezirk. Sie gewannen 
die Auszeichnung mit ihrem 
Salon Aerni in Bern. Das geht 
aus einer Medienmitteilung 
der Verantwortlichen hervor. 
Der Friseursalon setzte sich in 
der Kategorie Best Practice 
durch. Die Jury habe insbe-
sondere die Präzision der 
Arbeit und das Leistungs-
spektrum des 40-köpfigen 
Teams überzeugt. Das 
gesamte Team reiste am 
vergangenen Samstag nach 
Düsseldorf. «Diese Auszeich-
nung ist ein Meilenstein in 
unserer fast hundertjährigen 
Unternehmensgeschichte», 
wird Marc Riedo in der 
Mitteilung zitiert. sf

Express

Georges Godel 
akzeptiert seine 
Strafe definitiv
Der ehemalige Freiburger 
Staatsrat Georges Godel hat 
keinen Einspruch eingelegt 
gegen den Strafbefehl der 
Staatsanwaltschaft.

FREIBURG  Der wegen Verlet-
zung des Amtsgeheimnisses 
verurteilte ehemalige Freibur-
ger Staatsrat Georges Godel 
hat, wie bereits angekündigt, 
keine Einsprache gegen den 
Strafbefehl der Staatsanwalt-
schaft eingelegt. Dies hat Go-
del gegenüber den FN bestä-
tigt. Die Einsprachefrist war in 
der Nacht auf Dienstag abge-
laufen.

Der frühere Staatsrat der 
CVP hat sich mehrfach der 
Verletzung des Amtsgeheim-
nisses strafbar gemacht, als er 
dem Journalisten Jean-Marc 
Angéloz aus dem Alltag des 
Staatsrats berichtete (die FN 
berichteten). Angéloz hatte die 
Gespräche mit Godel in einem 
Buch veröffentlicht.

Godel wurde deshalb zu 
einer bedingten Geldstrafe von 
90 Tagessätzen und zu einer 
zusätzlichen Busse von 2500 
Franken verurteilt. Angéloz 
seinerseits bekam eine Geld-
strafe von 100 Tagessätzen und 
eine Busse von 1500 Franken. 
Im Gegensatz zu Godel hat An-
géloz das Urteil angefochten, 
wie er gegenüber der Zeitung 
«La Liberté» sagte. du

«Wir wollen eine 
vielfältige und 
unabhängige  
Presse garantieren. 
Eine solche 
ist von grösster 
Bedeutung für das 
Funktionieren 
einer Demokratie.»
Christine  Bulliard-Marbach
Nationalrätin

Feuerwehr Kerzers. Archivbild ae


